
   

 

 

 

Vermietungsreglement  

Baugenossenschaft Brunnenhof Zürich 
 

 

Der Vorstand beschliesst folgendes Vermietungsreglement für Woh-

nungen und Parkplätze. Es präzisiert oder ergänzt die Regelungen in 

den Statuten der BBZ. Es basiert auf dem Mietrecht, dem Genossen-

schaftsrecht sowie dem Leitbild der BBZ. Für öffentlich subventio-

nierte Wohnungen gelten zusätzlich die Anforderungen der jeweiligen 

Subventionsgebenden.  
 

 

Version vom 28. Mai 2026  
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Art. 1 Grundsatz 
 

1 Vielfalt 

Gemäss Leitbild ist die BBZ offen für alle. Wir möchten 

ein Abbild der vielfältigen Gesellschaft sein, denn unter-

schiedliche Generationen, Haushaltformen, Hinter-

gründe, Lebenslagen etc. tragen gemeinsam zu einem 

stabilen Wohnumfeld bei. 
 

2 Zusammenleben 

Wir bevorzugen Mieter*innen, die aktiv am genossen-

schaftlichen Leben teilnehmen und einander mit Tole-

ranz, Offenheit und Hilfsbereitschaft begegnen. 
 

3 Familien 

Wir berücksichtigen bei der Wohnungsvergabe vor al-

lem Familien. 
 

4 Langjährige Mieter*innen 

Wir legen Wert darauf, dass langjährige Mieter*innen in 

unseren Liegenschaften bleiben, auch wenn keine Kin-

der (mehr) in ihrem Haushalt wohnen. 
 

 

Art. 2 Familiendefinition 
 

1 Subventionierte Wohnungen 

Im von der öffentlichen Hand unterstützten Wohnungs-

bau ist die Definition der Familie Sache der jeweiligen 

Subventionsgebenden. 
 

2 Freitragende Wohnungen 

Im freitragenden Wohnungsbau definieren wir Familie 

wie folgt: 
 

a)  Ehepaare, Paare in eingetragener Partnerschaften 

oder Paare im Konkubinat, mit oder ohne Kinder 

b)  alleinerziehende Elternteile mit einem oder mehre-

ren Kindern 
 

 

Art. 3 Unterbelegung der Wohnungen 
 

1 Grundsatz 

Für eine optimale Nutzung des Wohnraums schreibt die 

BBZ in ihren Statuten ein angemessenes Verhältnis zwi-

schen Wohnungsgrösse und Anzahl Personen vor. Wenn 

zu wenige in einer Wohnung leben, liegt eine Unterbe-

legung vor. 
 

Für die Mindestbelegung zählen Personen, die die Woh-

nung dauernd und als festen Wohnsitz bewohnen und 

behördlich angemeldet sind.  
 

2 Subventionierte Wohnungen 

Für den von der öffentlichen Hand unterstützten Woh-

nungsbau gelten die Bestimmungen der jeweiligen Sub-

ventionsgebenden. 
 

3 Freitragende Wohnungen 

In freitragenden Wohnungen liegt ab folgender Anzahl 

Personen eine Unterbelegung vor: 
 

3-Zimmer-Wohnung: 1 Person 

4- Zimmer-Wohnung: 2 Personen oder weniger 

5- Zimmer-Wohnung: 3 Personen oder weniger 

6- Zimmer-Wohnung: 4 Personen oder weniger 
 

Für die Berechnung zählen wir halbe Zimmer nicht mit. 

Ausnahmen siehe Art. 3.6. 

4 Meldepflicht 

Mieter*innen einer freitragenden Wohnung müssen der 

Geschäftsstelle eine Unterbelegung innerhalb von vier 

Wochen mitteilen. Gleichzeitig müssen sie einen Antrag 

auf einen Wechsel in eine kleinere Wohnung stellen (in-

terne Umsiedlung).  
 

Mieter*innen dürfen gemäss Statuten eine Unterbele-

gung nicht umgehen, indem sie Untermieter*innen auf-

nehmen. 
 

5 Massnahmen 

Die Unterbelegung in einer freitragenden Wohnung darf 

höchstens zwei Jahre dauern. Innerhalb dieser Frist 

macht die Geschäftsstelle den betroffenen Mieter*in-

nen maximal zwei möglichst angemessene Umsied-

lungsangebote. Falls das der Geschäftsstelle nicht in-

nerhalb von zwei Jahren möglich ist, verlängert sich die 

Frist bis zum zweiten Wohnungsangebot.  
 

Betroffene Mieter*innen müssen eine Angebotsableh-

nung schriftlich begründen und unterschreiben. Falls sie 

beide Angebote ablehnen und dafür keine oder eine 

unzureichende Begründung angeben, kann der Vor-

stand die Mieter*innen aus der Genossenschaft aus-

schliessen und die Geschäftsstelle kann den Mietver-

trag auf den nächstmöglichen Termin kündigen. 
 

6 Ausnahmen 

Von den Unterbelegungsvorschriften ausgenommen 

sind bei freitragenden Wohnungen: 
 

1) alle 1-Zimmer-Wohnungen  

2) alle 2-Zimmer-Wohnungen  

3) alle Lofts und Ateliers  

4) 3-Zimmer-Wohnungen in Liegenschaften mit Bau-

jahr bis 2000 (Siedlungen Schwerzenbach und 

Fällanden sowie Altbauten Stammsiedlung Zürich) 
 

Für die Berechnung zählen halbe Zimmer nicht mit.  
 

7 Schutz 

Ab dem 75. Lebensjahr tolerieren wir für bestehende 

Mieter*innen altersbedingt eine Unterbelegung in frei-

tragenden Wohnungen mit 3 und 3.5 Zimmern. 
 

Ist die Unterbelegung in freitragenden Wohnungen 

Folge eines Todesfalls in einem Haushalt mit Kindern, 

tolerieren wir eine Unterbelegung bis zur Vollendung der 

Erstausbildung bzw. des 25. Altersjahres des jüngsten im 

Haushalt lebenden Kindes. 
 

 

Art. 4 Miete von zwei Wohnungen 
 

1 Bewilligung 

Die Verwaltungs- und Vermietungskommission kann Fa-

milien Anträge für die gleichzeitige Miete von zwei 

Wohnungen bewilligen. Das ist möglich, wenn die An-

zahl Familienmitglieder die Anzahl Zimmer um 2 oder 

mehr Personen übertrifft. Ausgenommen sind Wohnun-

gen mit 1 bis 2.5 Zimmern.  
 

Für die gleichzeitige Miete von zwei Wohnungen muss 

ein dringliches Bedürfnis der Mieter*innen und ein aus-

gewiesener Mangel an grossen Wohnungen vorliegen.  
 

 

 

 



 

 

2 Beschränkung Mietdauer 

Die Verwaltungs- und Vermietungskommission kann die 

Dauer für die gleichzeitige Miete von zwei Wohnungen 

zeitlich begrenzen und/oder an ein Ereignis knüpfen 

(z.B. Auszug der Kinder). 
 

 

Art. 5 Interner Wechsel 
 

1 Bewerbung 

Wenn sich Mieter*innen für eine andere Wohnung inner-

halb der BBZ interessieren (freiwillige interne Umsied-

lung), können sie auf der Geschäftsstelle ein Bewer-

bungsformular ausfüllen. Das ist frühestens zwei Jahre 

nach dem ersten Mietvertragsabschluss mit der BBZ 

möglich. 
 

2 Gleichgrosse Wohnung 

Die Verwaltungs- und Vermietungskommission kann 

auch einen Wechsel (interne Umsiedlung) in eine 

gleichgrosse andere Wohnung bewilligen. In diesem Fall 

verrechnet die Geschäftsstelle den Mieter*innen eine 

Aufwandsbeteiligung in der Höhe von einer Netto-Mo-

natsmiete der neuen Wohnung. 
 

 

Art. 6 Wohnungsvergabe 
 

1 Priorität 

Die BBZ führt keine Wartelisten für externe Wohnungs-

suchende. Interne Umsiedlungsanträge haben Priorität. 

Wohnungen, die nicht intern weitervermietet werden 

können, schreibt die Geschäftsstelle in jedem Fall öf-

fentlich aus.  
 

2 Bewerbungsprüfung 

Die Geschäftsstelle prüft alle internen und externen Be-

werbungen. Massgebend für die Priorisierung ist die Be-

urteilung folgender Punkte: 
 

a) relevante Vorgaben im Vermietungsreglement 

b) Verfügbarkeit der gewünschten Wohnung 

c) Dringlichkeit der Situation der bewerbenden  

Person/en 

d) allfällige bisherige Pflichtverletzungen der  

bewerbenden Person/en (bei internen Anträgen)  

e) gegebenenfalls weitere sachlich begründbare  

Kriterien 
 

3 Zu- und Absagen 

Zu- und Absagen basieren auf sorgfältigen Abklärun-

gen der Geschäftsstelle sowie gegebenenfalls auf per-

sönlichen Gesprächen von Mitarbeitenden mit den Be-

werbenden. Die Geschäftsstelle dokumentiert diesen 

Prozess schriftlich mit einheitlichen Formularen. Den 

Entscheid fällt sie gemäss internem Kontrollsystem im 

Mehraugenprinzip.  
 

4 Befristete Mietverträge 

Im Zusammenhang mit der Planung von umfassenden 

Sanierungen oder Ersatzneubauten kann die BBZ Woh-

nungen befristet vermieten. 
 

Mieter*innen mit befristeten Verträgen haben keinen 

Anspruch darauf, Genossenschafter*in zu werden. Sie 

hinterlegen eine Mietzinskaution. 
 

Art. 7 Parkplätze 
 

Mieter*innen können einen (1) unbefristeten Parkplatz 

pro Fahrzeugkategorie (Auto, Motorrad etc.) beantra-

gen. Die Vermietung erfolgt nach Verfügbarkeit. Priori-

tät haben Genossenschafter*innen. 
 

Zusätzliche Parkplätze können Mieter*innen nur mit ei-

ner gegenseitigen Kündigungsfrist von 30 Tagen dazu 

mieten. Die Zusage erfolgt nach Verfügbarkeit. Priorität 

haben Erstmietende. 
 

 

Art. 8 Ausnahmen 
 

Im freitragenden Wohnungsbau und bei den Parkplät-

zen kann der Vorstand in Härte- und Einzelfällen sach-

lich begründete Ausnahmen bewilligen. 
 

 

Art. 9 Rekurs 
 

Gegen Entscheide, die das Vermietungsreglement be-

treffen, können Mieter*innen innert 20 Tagen wie folgt 

schriftlich Rekurs einlegen: 
 

• gegen Entscheide der Geschäftsstelle: zuhanden 

Verwaltungs- und Vermietungskommission. 

• gegen Entscheide der Verwaltungs- und Vermie-

tungskommission: zuhanden Vorstand 
 

 

Art. 10 Inkrafttreten 
 

Der Vorstand hat das vorliegende Vermietungsregle-

ment am 24. Februar 2026 beschlossen. Die General-

versammlung hat es am 28. Mai 2026 genehmigt. Es ist 

seit diesem Zeitpunkt in Kraft und ersetzt die Version 

vom 8. Mai 2010.  

 

Baugenossenschaft Brunnenhof Zürich 

Künzlistrasse 54, 8057 Zürich, +41 44 250 70 40, bgbrunnenhof.ch 


